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Drucksache Nr. 2488 


Antrag 

der Fraktionen der CDU | CSU, SPD, FDP, DP, BP, Z 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Gewährung von Prämien zur Förderung des Wohnungsbaues 

(Wohnungsbau-Prämiengesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Prämienberechtigte 

Zur Förderung des Wohnungsbaues erhalten 
natürliche Personen eine Prämie, wenn 

1. sie unbeschränkt einkommenstcuerpflichtig 
im Sinn des Einkommensteuergesetzes 

cin/4 ttt-i/4 

2. sic Aufwendungen zur Förderung des 
Wohnungsbaues (§ 2) gemacht haben und 

3. in dem Kalenderjahr, für das die Prämie 
gezahlt wird, der Betrag, von dem die 
Einkommensteuer nach den Vorschriften 
des Einkommensteuergesetzes zu berechnen 
ist, unter Hinzurechnung der bei der Be- 
rechnung als Sonderausgaben abgesetzten 
Aufwendungen der in § 2 bezeichneten 
Art 60C0 Deutsche Mark nicht übersteigt. 
Wird die Berechnung nach den Vorschriften 
des Einkommensteuergesetzes über den 
Steuerabzug von Arbeitslohn vorgenom- 
men, so ist an Stelle des Betrags von 
6000 Deutsche Mark ein Betrag von 6780 
Deutsche Mark maßgebend. 

§ 2 

Prämienbegünstigte Aufwendungen 
Als Aufwendungen zur Förderung des 
Wohnungsbaues im Sinn des § 1 Ziffer 2 
gelten die folgenden Aufwendungen, soweit 
sie nach dem Einkommensteuergesetz ihrer 
Art nach als Sonderausgaben in Betracht 
kommen : 


1. Beiträge an Bausparkassen zur Erlangung 
von Baudarlehen; 

2. Aufwendungen für den ersten Erwerb von 
Anteilen an Bau- und Wohnungsgenossen- 
schaften ; 

3. Beiträge auf Grund von Kapitalansamm- 
lungsverträgen. wenn der Zweck des Ka- 
pitalansammlungsvertrags wegen der För- 
derung des Wohnungsbaues durch Anord- 
nung der Bundesregierung, die der Zu- 
stimmung des Bundesrates bedarf, als 
pramicnbegunsiigt anerkannt worden ist; 

4. Ausgaben zur Förderung gemeinnütziger 
Zwecke, wenn diese Zwecke gleichzeitig 
auch unmittelbar der Förderung des Woh- 
nungsbaues dienen und durch Anordnung 
der Bundesregierung, die der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, als prämienbegün- 
stigt anerkannt worden sind. 

§ 3 

Höhe der Prämie 

Die Prämie beträgt 25 vom Hundert der 
prämienbegünstigten Aufwendungen, höch- 
stens insgesamt 400 Deutsche Mark für die 
Aufwendungen eines Kalenderjahres. 

§ 4 

Festsetzung der Prämie 

(1) Die Prämie wird auf Antrag nach Ab- 
lauf eines Kalenderjahres wegen der prämien- 
begünstigten Aufwendungen festgesetzt, die 
im abgclaufenen Kalenderjahr gemacht worden 
sind. 
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(2) Der Antrag auf Festsetzung der Prämie 
ist spätestens am 31. März des Jahres zu 
stellen, das auf das Kalenderjahr folgt, in 
dem die prämienbegünstigten Aufwendungen 
gemacht worden sind. Bei Versäumung der 
Antragsfrist finden die Vorschriften der §§ 86 
und 87 der Reichsabgabenordnung entspre- 
chende Anwendung. 

(3) Die Prämie wird festgesetzt 

1. bei Personen, die für das Kalenderjahr, 
in dem die prämienbegünstigten Auf- 
wendungen gemacht worden";* sind, zur 
Einkommensteuer zu veranlagen sind: 
durch das für die Einkommenbesteuerung 
zuständige Finanzamt im Bundesgebiet; 

2. bei sonstigen Personen; 

durch das Finanzamt im Bundesgebiet, in 
dessen Bezirk diese Personen am 1 0. Ok- 
tober des Jahres, in dem die prämien- 
begünstigten Aufwendungen gemacht wor- 
den sind, ihren Wohnsitz oder - in Er- 
mangelung eines Wohnsitzes - ihren ge- 
wöhnlichen Aufenthalt gehabt haben. Ist 
als Tag der Personenstandsaufnahme ein 
anderer Stichtag als der 10. Oktober all- 
gemein festgesetzt, so ist dieser Stiditag 
maßgebend. 

(4) Ober die Festsetzung der Prämie erteilt 
das Finanzamt*^ einen Bescheid, der die Fiöhe 
der Prämie, die Berechnungsgrundlage und 
eine Rechtsmittelbelehrung enthalten soll. Der 
Bescheid kann unter entsprechender Anwen- 
dung der Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung über das Berufungsverfahren ange- 
fochten werden. 

§ 5 

Auszahlung der Prämie 

(1) Die Prämie wird dem Prämienberech- 
tigten durch das Finanzamt, das nach § 4 
Absatz 3 für die Festsetzung der Prämie zu- 
ständig ist, ausgezahlt. 

(2) Die Aufrechnung der Prämie mit fälli- 
gen Steuern, für deren Erhebung das Finanz- 
amt zuständig ist, ist zulässig. 

§ 6 

Behandlung bei der Einkommensteuer 

Die Prämie gehört nicht zu den Betriebs- 
einnahmen bei der Gewinnermittlung nach 
den Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 
und nicht zu den Einnahmen bei der Ermitt- 
lung des Überschusses der Einnahmen über 
die Werbungskosten nach den Vorschriften 
des Einkommensteuergesetzes. 


§ 7 

Aufbringung der Mittel 

Die für die Auszahlung der Prämien erfor- 
derlichen Mittel werden vom Bund getragen. 

§ 8 

Wahlrecht 

Prämienbercchtigte, die Aufwendungen der 
im § 2 bezeichneten Art als Sonderausgaben 
nach den Vorschriften des Einkommensteuer- 
gesetzes geltend machen können, können 
wählen, ob sie die Aufwendungen als Sonder- 
ausgaben geltend machen oder statt dessen 
eine Prämie beanspruchen wollen (Wahlrecht). 
Dabei gilt folgendes: 

1. Werden die Aufwendungen als Sonder- 
ausgaben geltend gemacht, so ist ein An- 
spruch auf Zahlung der Prämie nicht 
gegeben. 

2. Wird die Prämie beansprucht, so ist die 
Geltendmachung der Aufwendungen als 
Sonderausgaben nicht zulässig; insoweit 
finden die Vorschriften des Einkommen- 
steuergesetzes keine Anwendung. 

3. Das Wahlrecht kann für alle Aufwen- 
dungen eines Kalenderjahres nur einheit- 
lich ausgeübt werden. 

4. Werden die Aufwendungen beim Steuer- 
abzug vom Arbeitslohn als Sonderausgaben 
geltend gemacht, so gilt dies auch dann 
als Ausübung des Wahlrechts, wenn die 
Geltendmachung als Sonderausgaben bereits 
im Laufe des Kalenderjahres erfolgt, in 
dem die Aufwendungen gemacht worden 
sind. 

5. Arbeitnehmer können die Aufwendungen 
als Sonderausgaben auch nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die Aufwendungen 
gemacht worden sind, im Lohnsteuer- 
Jahresausgleich für das ab gelaufene Kalen- 
derjahr geltend machen. 

6. Das Wahlrecht muß ohne Vorbehalte und 
Bedingungen ausgeübt werden; eine Ände- 
rung der getroffenen Wahl ist in keinem 
Fall zulässig. 

i 9 

Durchführung des Gesetzes 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates Rechtsverord- 
nungen zur Durchführung dieses Gesetzes zu 
erlassen und darin Bestimmungen zu treffen: 

1. über den Kreis der Prämienberechtigten; 
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2. über die Abgrenzung der prämienbegün- 
stigten Aufweindungen; 

3. über die Anerkennung prämienbegünstigter 
Aufwendungen im Sinne von § 2 Ziffern 
3 und 4; 

4. über die Festsetzung und Zahlung der 
Prämie; 

5. über die haushaltsmäßige und kassen- 
mäßige Durchführung dieses Gesetzes; 

6. über die Durchführung des Wahlrechts im 
Sinn des § 8 ; 

7. über die Verhütung mißbräuchlidher Bean- 
spruchung von Prämien. 

S 10 

Geltendes Einkommensteuergesetz 

Soweit in diesem Gesetz auf das Einkommen- 
steuergesetz Bezug genomitnen wird, ist das 
Einkommensteuergesetz in der jeweils gelten- 
den Fassung zu Grunde zu legen. 

S 11 

Anwendungsbereich 

Prämien werden für die prämienbegünstigten 
Aufwendungen gezahlt, die nach dem 31. 
Dezember 1951 gemacht werden. 


§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt aih Tage : nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 11. Juli 1951 

Lücke 

Dr. von Brentano und Fraktion 
Mellioi 

Ollenhauer und Fraktion 
Wirths 

Euler und Fraktion 
Matthes 

Dr. Mühlenfeld und Fraktion 
Parzinger 

Dr. .Seelos und Fraktion 
Frau Wessel und Fraktion 



